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Das Dekret des Präsiden-

ten der Republik Belarus 

vom 12. 11. 2015 Nr. 8 tritt 

am 15. Mai 2016 (nachfol-

gend “Dekret”) in Kraft und 

ändert das Investitionsrecht 

in Belarus zu Gunsten aus-

ländischer und belarussi-

scher Investoren. Nachfolgend stellen wir die wichtigsten von diesen Änderungen 

dar. 

 

AUSWAHL DER INVESTITIONSPROJEKTE 

Nach dem neuen Dekret werden Investitionsverträge in bevorzugten Tätig-

keitsbereichen (Wirtschaftssektoren) abgeschlossen. Das Sektorenverzeich-

nis ist in der Verordnung des Ministerrates vom 26. Februar 2014 Nr. 197 

„Über die priorisierten Bereiche“ geregelt. Das Verzeichnis ist ziemlich um-

fangreich und umfasst beinahe alle Wirtschaftsbereiche.  

 

Dazu gehören folgende Wirtschaftssektoren: Landwirtschaft, Montanindustrie, Ver-

arbeitungsindustrie, Zellstoff- und Papierindustrie, Hüttenbetrieb, Chemieproduktion, 

Maschinenindustrie, Gesundheitswesen, Herstellung der Medizintechnik, Bauwesen, 

Herstellung der Lebensmittel, Holzbearbeitung, Textilproduktion, Produktion der 

Nichtmetallmineralprodukte, Elektroanlagebetrieb, Transportbetrieb und Finanztätig-

keit usw. Also die Neuregelung beschränkt nicht die Möglichkeit der Investitionsein-

lagen.  

 

NEUE FINANZIERUNGSMÖGLICHKEITEN FÜR INVESTITI-

ONSPROJEKTE 

Bisher waren Geschäfte gesetzlich verboten, die Eigentumsübergang an Investiti-

onsobjekten einschließlich Grundstücke bewirkten oder zum Ziel hatten, bevor sol-

che Geschäfte staatlich registriert wurden. Dieses gesetzliche Verbot wurde durch 

das Dekret aufgehoben, sodass die Investitionsobjekte schon vor der staatlichen 

Registrierung (bzw. während der Investitionsphase des Projektes) verpfändet wer-

den können. Dadurch wurden weitere Möglichkeiten zur Finanzierung von Investi-

tionsprojekt geschaffen.   
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ZUSÄTZLICHE VERGÜNSTIGUNGEN 

UND PRÄFERENZEN 

Die Investoren sind jetzt berechtigt, Werkunter-

nehmer, Entwickler, Lieferanten und Dienstleister 

im Rahmen von Investitionsprojekten nicht nur 

ohne das grundsätzlich gesetzlich vorgese-

hene Versteigerungsverfahren, sondern auch  

ohne jedwedes Verhandlungsverfahren, also 

ohne die üblichen vergabeverfahrensrechtli-

chen Hindernisse auszuwählen. Diese spezielle 

Vergünstigung gilt jedoch nicht für öffentliche Be-

schaffungen. 

Die Werkunternehmer und Entwickler (sowie de-

ren Mitarbeiter) werden von den Gebühren für 

Genehmigungen zur Einstellung ausländischer 

Arbeitskräfte, Sondergenehmigungen zur Aus-

übung der Erwerbstätigkeit, Aufenthaltserlaub-

nisse befreit. 

Investoren werden Grundstücke ohne Versteige-

rung mieten und zu Eigentum erwerben können. 

Investoren, die die Fristen der Realisierung des 

Investitionsprojektes nicht eingehalten haben, 

können das Grundstück gegen Entgelt mieten. 

Die Entscheidung darüber wird von der zuständi-

gen Behörde abhängig von der finanziellen Si-

tuation des Investors und dem Fertigungsgrad 

des Objektes getroffen. Dadurch wird den Inves-

toren eine Projektbeendigung trotz Fristverlet-

zung ermöglicht. Dabei werden jedoch Vergüns-

tigungen und Präferenzen verwirkt. 

Verschärfung der Amtshaftung 

Das Dekret regelt Anspruchsgrundlagen 

für Schadensersatz des Investors. Erst-

malig kann der Investor nicht nur reale 

Vermögenseinbußen, sondern auch den ent-

gangenen Gewinn ersetzt verlangen, soweit 

diese infolge rechtswidriger Handlungen (Unter-

lassungen) von Amtsträgern der Staatsorgane, 

die Investitionsvertrag abgeschlossen haben, 

entstanden sind.   

Des Weiteren können die Erstattungen von 

bisher gewährleisteten Vergünstigungen und 

Präferenzen von dem Investor nicht verlangt 

werden, wenn die Fristen und andere Vorausset-

zungen für Realisierung des Investitionsprojektes 

infolge rechtswidriger Handlungen (Unterlassun-

gen) von Staatsorganen bzw. ihrer Amtsträger 

nicht eingehalten wurden. 

 

Zudem können zuständige Behörden Investoren 

von Erstattungen der Vergünstigungen und Prä-

ferenzen, sowie von der Vertragsstrafe befreien 

oder deren Zahlung stunden. 

 

ÄNDERUNGEN DES INVESTITIONS-

VERTRAGS 

Nach dem neu gefassten Verzeichnis essentiel-

ler Bestandteile eines Investitionsvertrages 

muss der Vertrag unter anderem  Folgendes ent-

halten: 

 

 Fristen zur Realisierung jeder Projektpha-

se; 

 Investorenhaftung für Fristverletzung; 

 Erstattungsverpflichtungen des Investors 

für den Fall der Beendigung des Investiti-

onsvertrags infolge der nicht- oder nicht-

ordnungsgemäßen Pflichterfüllung des 

Investors. 

 

Das Dekret definiert „Vergünstigungen und Prä-

ferenzen“ als nicht oder nicht vollständig erbrach-

te Zahlungen von Steuern, Gebühren und ande-

ren obligatorischen Abgaben ins Budget, ein-

schließlich Zahlungen für die Berechtigung zum 

Abschluss des Mietvertrags, Mietpreise für die 

Grundstücke.     
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Benachrichtigung der Behörden über Pro-

jektänderungen 

Hervorzuheben ist unter anderem eine neu ein-

geführte Verpflichtung des Investors zur Benach-

richtigung  zuständiger Behörden über Reorga-

nisation, Eigentümer-oder Gesellschafterwech-

sel. Die Benachrichtigung muss spätestens zwei 

Monate vor der Vornahme vorbezeichneter 

Handlungen erfolgen.  

Unterlassen einer solchen Benachrichtigung oder 

Vornahme vorbezeichneter Handlungen trotz sei-

tens zuständiger Behörden geäußerter beste-

hender Bedenken stellt einen Kündigungsgrund 

für die Republik Belarus dar. Dabei kann der In-

vestor zur Erstattung der ihm eingeräumten Prä-

ferenzen und Vergünstigungen verpflichtet wer-

den. Dadurch soll eine effektive staatliche Kon-

trolle ordentlicher Restrukturierung sowie des 

Gesellschafterwechsels gewährleistet werden. 

Indes sieht das Dekret kein Verbot von Restruk-

turierungen oder Gesellschaftswechsel vor. 

Hinweis: 

bnt legal and tax empfiehlt geplante Änderungen von In-
vestitionsverträgen vorzeitig auf deren Eintragungspflich-
tigkeit hin zu überprüfen, um von den neuen Vergünsti-
gungen Gebrauch zu profitieren. Dabei sind mögliche 
Einschränkungen zu berücksichtigen. 
 

 

BEACHTEN SIE BITTE: 

 Das Dekret gilt nicht für  Investitionsver-

träge, die bis zum 15. Mai 2016 abge-

schlossen wurden.  

 Um in den Genuß neuer Vergünstigungen 

und Präferenzen zu kommen, ist es not-

wendig, entsprechende Änderungen in 

den Investitionsvertrag einzutragen. An-

sprüche auf Vergünstigungen entstehen 

ab dem Datum des Inkrafttretens der Än-

derungen, jedoch nicht vor dem 

15. Mai  2016. 

Wir freuen uns, Sie in allen juristischen Fragen 

kompetent zu unterstützen, vor Allem betreffend 

Realisierung von Investitionsprojekten in der Re-

publik Belarus, Änderungen von Investitionsver-

trägen und Vorbeugung der Investitionsrisiken. 

Weitergehende Informationen über aktuelle 

Investitionsprojekte in der Republik Belarus 

finden sie in unserem bnt Baltic-Belarus-

Business-Opportunity-Survey. 
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